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Festwiese, Sport- und Spielanlagen. Im Geltungsbereich wird ein sonstiges Sondergebiet 
„Dorfgemeinschaftshaus mit Außenspielflächen“ gem. § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) Fläche 
und öffentliche Grünflächen u.a. mit der Zweckbestimmung „Spiel- und Festwiese“ ausgewiesen. Das 
Plangebiet ist dreiseitig von Wohn- und Mischbaufläche umgeben.  

Im Geltungsbereich des vorliegenden B-Planes befinden sich nach aktuellem Kenntnisstand keine 
nach Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG) genehmigungsbedürftigen Anlagen. Er liegt im 
Einwirkungsbereich von Verkehrsimmissionen. 

Das Landesamt für Umwelt (LfU) hat zuletzt am 07.03.2024 eine Stellungnahme zum o.g. Vorhaben im 
Rahmen der frühzeitigen Beteiligung abgegeben. Es wurde u.a. die Gebietskategorie gem. BauNVO 
und die Begründung überarbeitet. 

Der vorliegende Bebauungsplan wurde insbesondere nach den Grundsätzen des § 50 BImSchG i.V.m. 
§ 1 Abs. 5 und Abs. 6 Nr. 1 Baugesetzbuch (BauGB) geprüft. Demnach sollen Flächen 
unterschiedlicher Nutzung einander so zugeordnet werden, dass schädliche Umwelteinwirkungen (§§ 1 
und 3 BImSchG) auf schutzwürdige Nutzungen weitgehend vermieden und neue Konfliktlagen 
ausgeschlossen werden. 

2. Stellungnahme 
Textliche Festsetzung (TF) 
Die gewählte Textliche Festsetzung Nr. 15 zur Minderung der Verkehrsimmissionen entspricht dem 
Festsetzungsvorschlag der Arbeitshilfe Bebauungsplanung [1]. Sie ist allerdings im vorliegenden Fall 
nicht bestimmt genug, da keine Kenntnisse des zugrunde zu legenden maßgeblichen Außenlärmpegel 
(La) vorliegen. Der maßgeblichen Außenlärmpegel ist auf Grundlage eines Schallgutachtens zu 
ermitteln. Die TF Nr. 15 ist daher nicht zweckmäßig. 

Gem. S.30 in [2] soll „eine konkrete Berechnung der Schallschutzanforderungen sowie der 
erforderliche Nachweis zur Einhaltung dieser Anforderungen im Zuge der Erstellung der 
Bauantragsunterlagen erfolgen.“ Da die vorliegende Planung keine Wohnnutzung am Standort 
etabliert, wird seitens des LfU vorgeschlagen einen Hinweis zur Erforderlichkeit eines Schallgutachtens 
im Rahmen der Umsetzung des Bauvorhabens in die Planzeichnung aufzunehmen und auf die TF 
Nr. 15 auf Ebene des Bebauungsplanes zu verzichten.  
 
Mit Bezug auf die zu erwartende Geräuschbelastung u.a. durch den Flugverkehr des Flughafens Berlin 
Brandenburg (BER) wird darauf hingewiesen, dass das Plangebiet außerhalb des am 21.08.2013 für 
den BER festgesetzten Lärmschutzbereiches liegt. Für das Plangebiet sind die Anforderungen der 
DIN 4109 maßgeblich. Zur Ermittlung des maßgeblichen Außenlärmpegels aus gleich- oder 
verschiedenartigen Geräuschquellen sind die Hinweise der DIN 4109 zu beachten.  

Auswirkung auf das Schutzgut Mensch  
Wie bereits in der Stellungnahme vom 07.03.2024 erwähnt, sind nur die Immissionen von 
Kinderspielplätze und ähnliche Einrichtungen für Kinder (< 14 Jahre) als privilegiert und sozialadäquat 
zu bewerten (vgl. Deutscher Bundestag, Drucksache 19/23456, 15.10.2020, Kinderlärmprivileg in der 
Sportstättenlärmschutzverordnung). Die geplanten Sportanlagen und Nebenanlagen „richten sich an 
alle Altersgruppen“ (S.22, [2]) und können daher der Privilegierung nicht entsprechen. Eine plausible 



 

Immissionsschutz         Seite 3 von 4 

Beurteilung ist zu ergänzen. Der Schutzanspruch des umliegenden Quartiers wird gewahrt, wenn die 
Immissionsrichtwerte der Sportanlagenlärmschutzverordnung (18. BImSchV) eingehalten werden 

Zur Beurteilung der Verkehrsimmissionen wird auf die Ergebnisse der Straßenlärmkartierung des 
Landes Brandenburg aus dem Jahr 2017 und 2022 abgestellt (S.42, [2]). Es wird darauf hingewiesen, 
dass die darin benannten Mittelungspegel der Lärmindizes (LDEN, LNight) gem. EU-

Umgebungslärmrichtlinie nicht mit den für die Planung relevanten Orientierungswerten (OW) der DIN 
18005 vergleichbar sind. An Hand der angegebenen Werte kann keine Aussage getroffen werden, ob 
die Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse eingehalten werden.  

Basierend auf der EU-Umgebungslärmrichtlinie werden der Tag-Abend-Nacht-Lärmindex (LDEN) und 
der Nachtlärmindex (LNight) verwendet. Sie spiegeln die mittlere durchschnittliche Belastung über ein 
Jahr wieder. Die benannten Lärmindexe unterscheiden sich zu den in Deutschland geltenden 
Beurteilungspegeln der einschlägigen Gesetze und Normen. Wesentlicher Unterschied ist 
beispielsweise der Beurteilungszeitraum. Die Werte nach der EU- Umgebungslärmrichtlinie können als 
grobe Orientierung herangezogen werden. Der LNight ist aufgrund seines identischen 
Beurteilungszeitraumes am ehesten anzuwenden. Für eine rechtssichere Abschätzung der Grenz-, 
Richt- und Orientierungswerte sind die Lärmindexe nicht geeignet. In diesem Fall muss immer eine 
zusätzliche Berechnung der Beurteilungspegel erfolgen.  

Die Bewertung der Auswirkungen der Planung im Zusammenhang mit den geplanten Sportanlagen 
und Verkehrsimmissionen ist zu überarbeiten. 

3. Fazit 
Die geplanten Spiel- und Sportflächen (multifunktionalen Ballspielfeldes (Fußball-/Basketballkäfig), 
Outdoor-Fitnessgeräte, Tischtennis) sind in die Beurteilung einzustellen. Eine Privilegierung ist nicht 
gegeben, da alle Altersklassen als Nutzer in Frage kommen. Die geplante Textliche Festsetzung Nr. 15 
ist ohne Gutachten weiterhin nicht belastbar. 

Ausgehend von Art und Umfang der geplanten Neuentwicklung von Gemeinschaftsflächen, dem 
vorgelegten Nutzungskonzept und dem bereits in der näheren Umgebung existierenden 
Nutzungsbestand sind Immissionskonflikte infolge der Vorhabensrealisierung nicht grundsätzlich 
auszuschließen. Die vorgelegte Planung wird grundsätzlich als realisierbar einschätzt. Die Belange des 
Immissionsschutzes sind in der Begründung plausibel und nachvollziehbar abzuarbeiten und zu 
bewerten. 

Die vorliegende Stellungnahme verliert mit der wesentlichen Änderung der Beurteilungsgrundlagen ihre 
Gültigkeit. Das Ergebnis der Abwägung durch die Kommune ist entsprechend § 3 Abs. 2 Satz 4 BauGB 
mitzuteilen. 

Quellen 
[1] Arbeitshilfe Bebauungsplanung, Hrsg.: Ministerium für Infrastruktur und Landesplanung 

des Landes Brandenburg  Dezember 2022 
[2] Begründung zum Bebauungsplan „Dorfgemeinschaftshaus Rotberg“, Stand: November 

2024 
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Dieses Dokument wurde am 06.12.2024 elektronisch schlussgezeichnet und ist ohne Unterschrift gültig. 
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Anlage: Stellungnahme vom 06.03.2024 

 

Regioteam-Spath+Nagel 

z.Hd.                                                                                         03/2024/  
 
Bundesplatz 8 (5.OG)                                                                                   Potsdam, den 06.03.2024 
 
10715 Berlin                                                                                                            tel.:   
Vorab per Mail: @regioteam-berlin.de 
 
 
Stellungnahme der o.g. Naturschutzverbände zum  
Bebauungsplan Nr. 02/20 Dorfgemeinschaftshaus Rotberg, Fl. 5, Flst. 31/2 und 32 (2ha) 
Stand Entwurf Januar 2024 
 
Ihr AZ: ohne    Ihre Mail vom 13.02.2024 
 
 
Sehr geehrte , 
die Verbände bedanken sich für die Beteiligung und äußern sich wie folgt: 
 
Der westliche Teil des Plangebietes soll als Sportplatz und Festwiese festgesetzt werden. 
Dagegen gibt es keine Bedenken, da dies der realen Nutzung entspricht.  
 
Im östlichen Teil soll Baurecht für ein Dorfgemeinschaftshaus geschaffen werden. Dies würde 
einen Eingriff in Natur und Landschaft darstellen, der kompensiert werden muss. 
 
Die Alleebäume am Nordrand des Plangebietes sind zu erhalten, auch bei der Schaffung von 
Zufahrten. Auch der übrige Baumbestand ist zu erhalten. Dazu gehören die Bäume im Zentrum 
des Plangebietes, die Erlen am Graben im Süden und die Weiden am westlichen Rand. 
 
Die Belange des Artenschutzes sind zu berücksichtigen. So kommt im Plangebiet der Maulwurf 
vor, der nach der Bundesartenschutzverordnung geschützt ist. 
 
Wir bitten um weitere Beteiligung am Verfahren und um Mitteilung des 
Abwägungsergebnisses. 
 
 
 
Mit freundlichen Grüßen 
 
























